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Betreff: Zugang zu amtlichen lnformationen des Bundesministeriums der Justiz nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

hier: Widerspruch des Herrn Robert Schulte-Frohlinde vom 06. Juli 2008 gegen den Ab- - 
lehnungsbescheid des Bundesministeriums der Justiz vom 05. Juni 2008 

C) Bezu~:  1. Schreiben des Herrn Robrte Schulte-Frohlinde vom 15. Mai 2008 
2. Bescheid des Referats Z A 4 vom 05. Juni 2008 
3. Widerspruch des Herrn Robert Schulz-Frohlinde vom 06. Juli 2008 
4. Vermerk des Referats Z A 4 vom 17. Juli 2008 

I. Vermerk: 

Mit Schreiben vom 15. Mai 2008 hat der Antragsteller um lnformationen zu der tatsächlichen 

Entwicklung der Sorgetragung nicht verheirateter Eltern gebeten. Im Einzelnen wurde Aus- 

kunft über die Befragung rechtsberatender Stellen mit dem Gegenstand der tatsächlichen 

Feststellungen gemäß Urteil des BVerfG vom 29. Januar 2003 sowie Akteneinsicht begehrt. 

Auf der Grundlage der fachlichen Stellungnahme des Referats I A 2 vom 4. Juni 2008 wurde 

mit Bescheid des Referats Z A 4 vom 5. Juni 2008 dem Antrag auf Auskunftsbegehren statt- 

gegeben sowie der Antrag auf Akteneinsicht abgelehnt. 

) 
Der Antragsteller wendet sich mit seinem Widerspruch vom 6. Juli 2008. der form- und frist- 

gerecht eingelegt wurde, gegen den Bescheid vom 5. Juni 2008, soweit die beantragte Ak- 

teneinsicht abgelehnt wurde. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Entgegen der Auffassung des Bundesministeriums der Justiz handele es sich nicht um die 

Vorbereitung einer Gesetzesvorlage, sondern um die Gewährleistung des Justizvollzugsan- 

spniches nicht verheirateter Väter. Nach Feststellung des Bundesverfassungsgerichts 



- .  

(BVerfG) sei die Frage, ob die geltende Regelung verfassungsmäßig ist, von dem Ergebnis 

und damit von der Art und Weise der Durchführung der Untersuchung abhängig. Bei dieser 

frage handele es sich nicht um eine Vorfrage, sondern sie entscheide über die Verfas- 

sungsmäßigkeit abgeschlossener gesetzgeberischer Tätigkeit in der Vergangenheit. Damit 

handele es sich bei der Untersuchung in Vollzug der Entscheidung des Bundesverfassungs- 

gerichts nicht um eine Tätigkeit zur Vorbereitung einer gesetzgeberischen Entscheidung, 

sondern um die Feststellung prognostischer Annahmen des Gesetzgebers in der Vergan- 

genheit. BMJ sei daher durch das BVerfG als Behörde verpflichtet, rechtlich festgelegte Auf- 

träge nach vorgegebenen Maßstäben des staatlichen Handelns auszuführen. Die Regiening 

möge ein Gesetz entwerfen, um den verfassungsrechtlichen Konsequenzen dieser Feststel- 

lungen zu begegnen, was jedoch keine Bedeutung für den zugrunde liegenden Sachverhalt 

habe. 

Gemäß Bezugsvermerk des Referats Z A 4 vom 17. Juli 2008 sollte dem Widerspruch aus 

den Gründen des Ausgangsbescheides nicht abgeholfen werden; 

C Der zulässige Widerspruch ist aus den Grhden des nachfolgenden Schreibens als unbe- 

gründet zurückzuweisen: 

II. Schreiben an: - mit Postzustellunnsurkunde - 

Herrn 

Robert Schulte-Frohlinde 

Sorauer Str. 26 

10997 Berlin 

Betreff: Zugang zu amtlichen Informationen des Bundesministeriums der Justiz nach dem 
Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 

hier: Ihr Widerspruch vom 06. Juli 2008 gegen den Bescheid des Bundesministeriums - - 
der Justiz vom 05. Juni 2008 

Sehr geehrter Herr Schulte-Frohlinde, 

mit Schreiben vom 6. Juli 2008 haben Sie gegen den Bescheid des Bundesministeriums der 

Justiz vom 5. Juni 2008 Widerspnich eingelegt, soweit die beantragte Akteneinsicht abge- 

lehnt wurde. 



Zur Begründung des Widerspruchs tragen Sie vor: 

Entgegen der Auffassung des Bundesministeriums der Justiz (BMJ) handele es sich nicht 

um die Vorbereitung einer Gesetzesvorlage, sondern um die Gewährleistung des Justizvoll- 

zugsanspruches nicht verheirateter Väter. Nach Feststellung des ~undesverfassun~s~e-' 

richts (BVerfG) sei die Frage, ob die geltende Regelung verfassungsmäßig ist, von dem Er- 

gebnis und damit von der Art und Weise der Durchführung der Untersuchung abhängig. Bei 

dieser frage handele es sich nicht um eine Vorfrage, sondern sie entscheide über die Ver- 

fassungsmäßigkeit abgeschlossener gesetzgeberischer Tätigkeit in der Vergangenheit. Da- 

mit handele es sich bei der Untersuchung in Vollzug der Entscheidung des Bundesverfas- 

sungsgerichts nicht um eine Tätigkeit zur Vorbereitung einer gesetzgeberischen Entschei- 

dung, sondern um die Feststellung prognostischer Annahmen des Gesetzgebers i n  der Ver- 

gangenheit. BMJ sei daher durch das BVerfG als Behörde verpflichtet, rechtlich festgelegte 

Aufträge nach vorgegebenen Maßstäben des staatlichen Handelns auszuführen. Die Regie- 

rung möge ein Gesetz entwerfen, um den verfassungsrechtlichen Konsequenzen dieser 

Feststellungen zu begegnen, was jedoch keine Bedeutung für den zugrunde liegenden 

Sachverhalt habe. 

Ihren Widerspruch weise ich als unbegründet zurück. 

Ihre Auffassuna, das B~indesministerium der Justiz sei hier durch das Bundesverfassunasqe- 

richt als Behörde verpflichtet. eine11 rechtlich festgelegten Aufiraqe auszuführen. teile ich 

nicht. Das Bundesverfassunqsqericht hat keinen solchen Aufiraq erteilt. Es hat vielmehr das 

qeltende Recht - mit Ausnahme des Fehlens eine; Überaanqsreqelunq - für mit den Grund- .. : 

rechten vereinbar erachtet und lediqlich für die Zukunft dem Gesetzqeber die Verpflichtun~..:: 

.die tatsächliche Entwicklunq zu beobachten und zu prüfen, ob seine Prämissen auch vor' 

der Wirklichkeit Bestand .habe< a!-!fe&?$ ( ~ ~ e r l b ~ . ~ ! .  1~o.f l! 179f.J.. ~ud!r.~oqe,wie ..... 

der Gesetzqeber dieser Verpflichtung nachkommt und welche Schlüsse er aus dem Erqebnis 

seiner Beobachtunqen zieht, hat das Verfassunqsorqan Bundesverfassunqsqericht qegen- 

über dem Verfassunqsorqan Gesetzqeber keine Festlequnqen qetroffen. 

( Gelöscht: sondern festgestellt. 

Im Übrigen verweise ich auf meine ausführliche Beqründunq des Bescheides, auf die Sie 

nicht näher einqehen. 

, dass den Gesetzgeber dTe  flicht 
: trifft 

T .................................................................................................................................. 

Für die Zurückweisung des Widerspruchs fällt nach § 1 IFGGebV in Verbindung mit Teil A 

der Anlage zu g 1 IFGGebV Gebührentatbestand, Nr. 5 (Zuyückweisung eines Widerspruchs) 
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Gelöscht:. 

Gelöscht: 1 
a 
a 
Meine Entscheidung stützt sich 
auf folgende Erwägungen:n 
Nach 8 1 Absatz 1 Satzl des 
Informationsfreiheitsgesetzes 
(IFG) hat zunächst grundsätzlich 
jeder nach MaRgabe dieses 
Gesetzes gegenüber Behörden 
des Bundes einen Anspruch auf 
Zugang zu amtlichen Infonatio- 
nen. Wie bereits in dem ange- 
fochtenen Bescheid aufgeführt, 
hat das BMJ im Hinblick auf die 
im vorliegenden Fall betroffene 
Umfrage Regierungstätigkeit 
ausgeübt und damit nicht als 
Behörde im Sinne des 5 1 Abs. 1 
Satzl IFG gehandelt. Erneut sei 
darauf hingewiesen. dass das 
BMJ als Behörde handelt, wenn 
es Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnimmt (VG 
Berlin. Urteil vom 16. Januar 
2 0 0 8 , ' ~ ~  2 A 66.06. unter Be- 
zugnahme auf ein Urteil vom 10. 
Oktober 2007. VG 2 A 101.06 - 
.Ostseepipeline'-). Die öffentli- 
che Verwaltung ist dadurch ge- 
kennzeichnet, dass sie rechtlich 
festgelegte Aufträge nach vor- 
gegebenen Maßstäben des 
staatlichen Handelns als laufen- 
de Tätigkeit ausführt. Zur Regie- 
rungstätigkeit zählen demge- 
genüber die von der Regierung 
in Erfüllung ihrer politischen 
Funktion vorgenommenen Ent- 
scheidungen. die der Regierung 
von der Verfassung aufgegeben 
sind und sich nicht an den 
Staatsbürger unmittelbar wen- 
den; also z.0. die Ausarbeitung 
und Vorbereitung einer Geset- 
zesvorlage.a 
Im vorliegenden Fall ist die vom 
BmJ"G,ChaefvKrieVKfräaeXin 

efirag zur €ifül[üf$CfS~"fiüf-' 
T ä-smm ae'gooeeif'a-Sl-. ...... 

s ~ n ~ e n C h l s W m 2 9 ~ S ä n ü a r  
- g u i 3 3 v e m 7 ~ ~ ~ - - -  - 
lz2f). Wie bereits mit demange- 
fochtenen Bescheid mitgeteilt. 
hat das BVerfG in seiner Ent- 
scheidung das Regelungsk.on- 
zept des 5 1626a BGB nicht 
beanstandet. Insbesondere in 
Fällen. in denen die Eltern mit 
dem Kind zusammenleben. habe 
der Gesetzgeber davon ausge- 
hen dürfen. dass die Eltern ihre 
tatsächliche gemeinsame Sorge 
in der Regel durch die Abgabe 
von Sorgeerklärungen auch 
rechtlich absichern würden. Die 
Verfassungsmäßigkeit der Rege- 
lung hängt danach von einer 
Prognose ab. Aus diesem Grun- 
de hat das BVerfG dem Gesetz- 
geber aufgegeben, die tatsächli- 
che Entwicklung zu beobachten 
und zu prüfen, ob seine Annah- 
me auch vor der W i r k l i c h k e m  
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an. 

Ich bitte Sie, diesen Betrag innerhalb eines Monats auf das folgende Konto der 

Bundeskasse Kiel bei der 

Bundesbank Kiel 

Kontonummer: 21 0 01.0 30 

Bankleitzahl: 210 000 00 

Verwendungszweck: Kassenzeichen ... ... ... ... ... 

unter Verwendung des beigefügten Überweisungsvordrucks zu überweisen. 

Rechtsmittel belehrunq: 

Gegen den Bescheid des Bundesministeriums der Justiz, Mohrenstr. 37, 101 17 Berlin, vom 

12. September 2006, AZ.: Z B 4 - 145116 11 - Z 1 72612006, kann innerhalb eines Monats 

nach'~ustel lun~ dieses ~iders~ruchsbescheids Klage bei dem Verwaltungsgericht Berlin in 

10557 Berlin, Kirchstraße 7, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge- 

schäftsstelle erhoben werden. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens be- 

zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur ~ e ~ r ü n d u n ~  dienenden Tat- 

sachen und Beweismittel sollen angegeben werden. 

Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten 

eine Ausfertigung erhalten können. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Z.U. 

: )  (Dr. Figge) 

III. Frau Dr. Figge 

m.d.B. um Kenntnisnahme und Billigung sowie Zeichnung des Widerspruchbe- 

scheids zu Ziffer II. 

IV. Herrn Referatsleiter Z A 4 



--,C- mit der Bitte um Kenntnisnahme und Mitzeichnung. ;:Ay'+,:z."+-,. -" , 

mit der Bitte um Vergabe und Ergänzung des Kassenzeichens sowie Beifügung 

des Überweisungsträgers. 

VI. Wv. in Referat Z B 2 (Absendung, Übenveisungsschein beifügen ...) 

(Dr. Figge) 


